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09 Stadt T_N 

(Erklärung Mindestlohn LTMG)) 

Verpflichtungserklärung 
zur Erfüllung der Tariftreue- und Mindestentgeltverpflichtungen nach dem 

Landestariftreue- und Mindestlohngesetz für öffentliche Aufträge in B.-W. (LTMG) 
 

Die Abgabe der Erklärung ist Voraussetzung für eine Beauftragung von Bau- und Dienstleistungen in Baden- 
Württemberg ab 20.000,- € netto durch einen öffentlichen Auftraggeber (Eignungsvoraussetzung und 
Ausführungsbedingung). Ausgenommen vom LTMG sind Auszubildende sowie Aufträge an anerkannte Werkstätten für 
behinderte Menschen und anerkannte Blindenwerkstätten (§ 4 Abs. 1 LTMG). 
 
Unabhängig von den Regelungen des LTMG sind die Mindestlohnregelungen nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG), 
dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) und dem Tarifvertragsgesetz (TVG) zu beachten sowie die danach 
erlassenen Rechtsverordnungen und die allgemein verbindlich erklärten Tarifverträge. 
 
Ich erkläre unter Beachtung der beigefügten besonderen Vertragsbedingungen, 
 

•  dass ich meinen Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich 
des Entgelts gewähren werde, die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages bzw. 
der Rechtsverordnung entsprechen, an den mein Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
(AEntG) gebunden ist (Tariftreue nach § 3 LTMG). 

 
•  dass ich meinen Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung folgendes Mindestentgelt nach § 4 LTMG 

bezahle: 
  welches mindestens den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG 

erlassenen Rechtsverordnung entspricht (ab 01.01.2026: 13,90 €, ab 01.01.2027: 14,60 € jeweils brutto/Stunde) 
bzw. 

 
  ein darüberhinausgehendes höheres Mindestentgelt, soweit sich dies aus den Bestimmungen nach dem MiLoG, 

AEntG, TVG oder AÜG ergibt und mein Unternehmen aufgrund dieser Regelungen daran gebunden ist 
(Günstigkeitsprinzip). 

 
Hinweis: Die Regelung bezieht sich nicht auf Beschäftigte, die bei einem Unternehmen oder Nachunternehmen im EU-
Ausland tätig sind und die Leistung ausschließlich dort erbringen. In diesem Falle ist eine entsprechende Erklärung 
ausreichend. 

•  sicherzustellen, dass beauftragte Nach- und Verleihunternehmen und deren Nach- und Verleihunternehmen 
(z.B. Subsubunternehmen) ebenso die Verpflichtungen nach den §§ 3 und 4 LTMG erfüllen und insbesondere 
ihren Beschäftigten mindestens das sich aus den vorgenannten Regelungen ergebende Entgelt bezahlen. 

•  dass ich mir eine Verpflichtungserklärung im vorstehenden Sinne von einem beauftragten Nach- oder 
Verleihunternehmen sowie von deren Nach- und Verleihunternehmen abgeben lasse und diese dann dem 
Auftraggeber vorlegen werde. 

•  die vorgenannten Regelungen sowie die dazugehörigen Besonderen Vertragsbedingungen einzuhalten. 
•  dass ich in den letzten drei Jahren nicht wegen eines Verstoßes gegen § 21 MiLoG mit einer Kündigung oder 

Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden bin und damit nicht die Voraussetzungen für einen 
Ausschluss von der Auftragsvergabe nach § 19 MiLoG vorliegen sowie auch nicht mit einer Geldbuße nach § 23 
AEntG oder § 16 AÜG belegt worden bin. 

•  dass ich in den letzten drei Jahren nicht wegen eines Verstoßes gegen das LTMG oder sonstige 
Mindestlohnregelungen der Bundesländer (z.B. TVgG NRW, etc.) oder meines Herkunftslandes mit einer 
Geldbuße, einem Ausschluss oder einer Kündigung belegt worden bin. 

 
Unterzeichnung dieser Erklärung 

 als Bieter: gilt mit der Angebotsabgabe über das Vergabeportal als erklärt und unterzeichnet. 

   ☐   als Nachunternehmen: anzukreuzen und unten zu unterschreiben. 

   ☐   als Mitglied einer Bietergemeinschaft: anzukreuzen und unten zu unterschreiben. 

 
 
Name des Unternehmen:      Datum, Unterschrift: 
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09 Stadt T_N 

(Erklärung Mindestlohn LTMG)) 

Besondere Vertragsbedingungen zum 
Landestariftreue- und Mindestlohngesetz Baden-Württemberg (LTMG) 

 
Die Verpflichtungen gemäß dem LTMG und der Erklärung mit Formular 007 Stadt-FR (Mindestlohn LTMG) sind Vertragsbedingung und werden im 
Auftragsfalle Vertragsbestandteil. Die  Nichteinhaltung und/oder eine wissentlich falsche Erklärung kann den Ausschluss -auch von weiteren 
Vergabeverfahren- bzw. eine fristlose Kündigung zur Folge haben. 

1. Mindestentgelte 

 
Das Bruttoentgelt ist ohne Zuschläge und ohne darüberhinausgehende Entgeltbestandteile, wie zusätzliches Monatsentgelt, Urlaubsgeld, 
vermögenswirksame Leistungen oder Aufwendungen des Arbeitgebers zur Altersversorgung zu ermitteln (§ 4 Abs. 1 LTMG). 
 

2. Nach- und Verleihunternehmen 

 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, 

(1) seine Nach- und Verleihunternehmen sorgfältig auszuwählen und dabei insbesondere auf die erforderliche Eignung und 
gewerbsmäßige Voraussetzungen zu achten (inkl. der Erlaubnis und Berechtigung des Verleihers nach § 1 des  
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes -AÜG- sowie im Bereich des Baugewerbes zusätzlich nach § 1 b des AÜG). 

(2) Nach- und Verleihunternehmen davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt. 
(3) (3) dem Auftraggeber eine vorgesehene Beauftragung von Nach- und Verleihunternehmen anzuzeigen (§ 4 Absatz 8 VOB/B 

bzw. § 4 Nr. 4 VOL/B bleibt davon unberührt). 

3. Kontrollen und Nachweise 
 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, 

(1) dem Auftraggeber die Einhaltung der Verpflichtungen nach den §§ 3 und 4 LTMG jederzeit nachzuweisen sowie diesem zur 
Kontrolle ein entsprechendes Auskunfts- und Prüfrecht im Sinne des § 7 Abs. 1 LTMG einzuräumen. 

(2) vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der Einhaltung bereitzuhalten und auf Verlangen dem Auftraggeber 
vorzulegen und zu erläutern. 

(3) dem Auftraggeber insbesondere Entgeltabrechnungen, abgeschlossene Verträge zwischen Auftragnehmer und Nach- und 
Verleihunternehmen, Unterlagen über die Abführung von Steuern und Abgaben sowie sonstige Unterlagen vorzulegen, aus 
denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche Entlohnung von Beschäftigungsverhältnissen hervorgehen oder abgeleitet werden 
können. 

(4) seine Beschäftigten auf die Möglichkeit von entsprechenden Kontrollen hinzuweisen. 
(5) bei beauftragten Nach- und Verleihunternehmen vertraglich sicherzustellen, dass diese die Verpflichtungen gemäß den 

Absätzen (1) bis (4) einhalten und dem Auftraggeber ebenso ein Auskunfts- und Prüfrecht einräumen sowie auf Verlangen 
entsprechende Nachweise und Erläuterungen vorlegen. 

4. Sanktionen / Vertragsstrafe (Ergänzung zu Nr. 2 Formular VHB 214 bzw. Nr. 4 Formular VHB 634) 

(1) Für jeden schuldhaften Verstoß des Auftragnehmers gegen die Verpflichtungen nach den §§ 3 bis 7 LTMG wird zwischen dem 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer eine Vertragsstrafe vereinbart, deren Höhe ein Prozent, bei mehreren Verstößen bis zu 
fünf Prozent des Auftragswertes beträgt. Dies gilt auch für den Fall, dass der Verstoß durch ein vom Auftragnehmer  
ingesetztes Nach- oder Verleihunternehmen begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstoß nicht kannte 
und unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch nicht kennen musste. Im Übrigen gelten für den 
Fall, dass die Vertragsstrafe unverhältnismäßig hoch ist, die Bestimmungen des § 8 Absatz 1 Satz 4 und 5 LTMG. Ist aus 
anderen Gründen eine Vertragsstrafe zu entrichten, so wird für alle Verstöße aus dem Auftrag/Vertrag die Vertragsstrafe auf 
insgesamt maximal fünf Prozent des Auftragswertes begrenzt. 

(2) Die schuldhafte Nichterfüllung einer Verpflichtung nach den §§ 3 bis 7 LTMG durch den Auftragnehmer berechtigen den 
Auftraggeber zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber den durch die 
Kündigung entstandenen Schaden zu ersetzen (§ 8 Absatz 2 LTMG). 

(3) Die Bestimmungen des § 11 VOB/B bzw. § 11 VOL/B bleiben hiervon unberührt. 

(4) Bei einem nachweislich schuldhaften Verstoß des Auftragnehmers sowie von beauftragten Nach- und Verleihunternehmen 
gegen die Verpflichtungen des LTMG kann der Auftraggeber diese für die Dauer von bis zu drei Jahren von ihren 
Auftragsvergaben ausschließen (§ 8 Absatz 3 LTMG). 

(5) Der Auftraggeber informiert die für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 23 AEntG zuständigen 
Stellen über Verstöße der Unternehmen gegen die Verpflichtungen des § 3 Absätze 1 und 2 LTMG (§ 8 Absatz 4 LTMG). 

4. Informationen zum LTMG 

 
Beim Regierungspräsidium Stuttgart ist eine Servicestelle und Internetseite mit Informationen zum LTMG eingerichtet. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/tariftreue/?utm_source=chatgpt.com
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